
Staats- und Wirtschaftsordnung, der Wahrung und 
Durchsetzung der Rechte und gesetzlich geschützten 
Interessen der Bürger, dient. Die Rechtsprechung trägt 
somit zur planmäßigen Entwicklung der Produktiv­
kräfte und zur Festigung der sozialistischen Produk­
tionsverhältnisse, zur Durchsetzung der objektiven 
Gesetze der gesellschaftlichen Entwicklung bei.

Hier wird das qualitativ neue Wesen der Rechtspflege 
unseres sozialistischen Staates besonders deutlich sicht­
bar. Nicht mehr die Interessen einer reaktionären Min­
derheit bestimmen die Tätigkeit der Gerichte, wie es in 
allen bürgerlich-imperialistischen Staaten und beson­
ders deutlich in Westdeutschland der Fall ist, wo die 
Rechtsprechung der Ausbeutung und Knechtung des 
Volkes dient. Die Rechtsprechung unserer demokratisch 
gewählten Gerichte wird von den Interessen des Volkes 
bestimmt, von dem Kampf der Werktätigen um die 
Durchsetzung der objektiven Gesetze der gesellschaft­
lichen Entwicklung. Sie hat diese Gesetze zur Grund­
lage ihrer ständigen Weiterentwicklung. Eben dadurch 
wird gewährleistet, daß die Rechtsprechung immer 
wirksamer zur Herausbildung wahrhaft menschlicher 
Beziehungen der Bürger zur Gesellschaft, zu ihrem 
Staat und in ihrem gesellschaftlichen Zusammenleben 
beiträgt. Den Gerichten wird gleichzeitig die verant­
wortungsvolle Aufgabe gestellt, unsere Staats- und 
Wirtschaftsordnung, die Lebensinteressen und sozia­
listischen Errungenschaften des Volkes vor verbreche­
rischen Anschlägen der Feinde unseres Staates und vor 
anderen schweren Verbrechen zu schützen.

Mit der Leitung der Rechtsprechung aller Gerichte 
durch das Oberste Gericht und dessen Verantwortlich­
keit gegenüber der Volkskammer und dem Staatsrat 
wird zugleich das demokratische Prinzip auch in der 
Rechtspflege voll durchgesetzt, daß demokratisch ge­
wählte Organe nur durch höhere gewählte Organe ge­
leitet werden. Damit und durch die höheren Anforde­
rungen, die mit den vorliegenden Gesetzen an die 
Richter gestellt werden, werden die Garantien ihrer 
Unabhängigkeit weiter ausgebaut. Dem entspricht auch 
der gesamte Aufbau des Gerichtsverfassungsgesetzes, 
der weitgehend nicht mehr einer institutionellen Kon­
zeption folgt, sondern die volle Durchsetzung des Prin­
zips des demokratischen Zentralismus in der Leitung 
der Rechtsprechung, im Aufbau und in der Tätigkeit der 
Gerichte zum Ausdruck bringt.
Zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit der 
Rechtsprechung werden die Gerichte durch das Gesetz 
verpflichtet, in ihrer Rechtsprechung die gesellschaft­
lichen Zusammenhänge und Umstände von Rechtsstrei­
tigkeiten und Rechtsverletzungen allseitig und gründ­
lich zu erforschen und darauf hinzuwirken, daß die 
Ursachen und begünstigenden Bedingungen von Un­
gesetzlichkeiten beseitigt werden. Dem dienen auch die 
Festlegungen über die Gerichtskritik.

Große Bedeutung hat in diesem Zusammenhang die in 
das vorliegende Gerichtsverfassungsgesetz neu auf­
genommene ' Festlegung, daß die Gerichte sich regel­
mäßig mit den Problemen der gesellschaftlichen Ent­
wicklung, den Aufgaben des umfassenden Aufbaus des 
Sozialismus, der Verallgemeinerung der Rechtsprechung 
und der Entwicklung der Kriminalität beschäftigen und 
daraus die Schlußfolgerungen für die Rechtsprechung 
ziehen müssen. Diese Verpflichtung wird durch die Fest­
legung ergänzt, daß sich die Gerichte auf die Kennt­
nisse und Erfahrungen der verantwortlichen Staats- und 
Wirtschaftsorgane und wissenschaftlichen Institutionen 
zu stützen haben. Diese Festlegungen bringen zum Aus­
druck, daß die Rechtsprechung unserer Gerichte fest mit 
dem gesellschaftlichen Leben verbunden ist, daß die 
Gerichte die in der gesellschaftlichen Entwicklung neu

auftretenden Probleme ständig zu studieren haben, um 
so maximal sachkundig und mit wissenschaftlicher 
Gründlichkeit arbeiten zu können.

Zu den Schlußfolgerungen, die gezogen werden mußten, 
gehört auch, daß entsprechend den bewährten Erfah­
rungen aus der Tätigkeit des Obersten Gerichts die 
bisherigen Bezirks- und Kreisarbeitsgerichte als selb­
ständige Senate bzw. Kammern in die Bezirks- und 
Kreisgerichte eingegliedert werden. Dieser Schritt wird 
insbesondere auch dazu beitragen, daß die guten Erfah­
rungen, die die Arbeitsgerichte in der Zusammenarbeit 
mit den Konfliktkommissionen und anderen gesell­
schaftlichen Kollektiven der Werktätigen in den sozia­
listischen Betrieben gesammelt haben, für die Arbeit 
der Bezirks- und Kreisgerichte nutzbar gemacht werden.
Die Vervollkommnung der sozialistischen Rechtspflege 
im Sinne des Erlasses des Staatsrates und der Ihnen 
vorliegenden Gesetzentwürfe stellt höhere Anforderun­
gen besonders an die Richter und Staatsanwälte. Diese 
hohen Anforderungen finden in den vorliegenden 
Dokumenten ihre gesetzliche Verankerung. In der 
Deutschen Demokratischen Republik können nur solche 
Menschen Richter und Staatsanwälte sein, die engstens 
mit den Werktätigen verbunden sind, sich aufmerksam 
und feinfühlig zu den Vorschlägen und Sorgen der 
Bürger verhalten und selbst aktiv am gesellschaftlichen 
Leben teilnehmen. Von ihnen wird gefordert, daß sie 
über hohe Charaktereigenschaften und profundes Fach­
wissen verfügen, tief in die Gesetzmäßigkeiten der 
gesellschaftlichen Entwicklung eindringen und die 
Grundfragen der Politik unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates beherrschen. Von ihnen wird gefordert, daß sie 
ständig ihr Wissen vervollkommnen, gründlich die 
Probleme des sozialistischen Aufbaus und besonders 
der Entwicklung der sozialistischen Volkswirtschaft 
studieren und daraus Schlußfolgerungen für ihre Arbeit 
ziehen.

Die Verantwortung der Staatsanwaltschaft 
für die Bekämpfung aller Gesetzesverletzungen 
und die strikte Einhaltung der Gesetzlichkeit
Gestatten Sie mir noch einige Bemerkungen zum Ent­
wurf des neuen Staatsanwaltschaftsgesetzes. Es enthält 
die prinzipiellen Schlußfolgerungen, die für die Tätig­
keit des Generalstaatsanwalts und der gesamten 
Staatsanwaltschaft in der Deutschen Demokratischen 
Republik aus den neu herangereiften Bedingungen zu 
ziehen waren. Als die Volkskammer 1952 das erste 
Staatsanwaltschaftsgesetz beschloß, standen wir noch 
am Anfang des Weges der sozialistischen Umwälzung 
unserer Gesellschaft. Wir verfügten über nur wenig 
Erfahrungen auf dem Gebiet der staatsanwaltschaft- 
lichen Tätigkeit unter den Bedingungen des Arbeiter- 
und-Bauern-Staates. Heute, nachdem die sozialistischen 
Produktionsverhältnisse gesiegt haben und die Bürger 
unseres Staates die Wahrung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit immer mehr zu ihrer eigenen Angelegenheit 
machen, ist es erforderlich, die Aufgaben der Staats­
anwaltschaft und ihre Rechte und Pflichten exakter zu 
bestimmen.

Als Organ der Arbeiter-und-Bauern-Macht und Teil des 
einheitlichen Systems der sozialistischen Rechtspflege 
muß sich die Staatsanwaltschaft in ihrer Tätigkeit von 
den gleichen Grundsätzen leiten lassen, die für die 
Tätigkeit aller anderen Organe der Rechtspflege gelten. 
Davon ausgehend, daß in der Periode des umfassenden 
Aufbaus des Sozialismus die strikte Einhaltung des 
sozialistischen Rechts und die Wahrung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit vor allem für die Lösung der wirt­
schaftlich-organisatorischen und kulturell-erzieherischen 
Auf erben unseres Staates sowie für den Schutz der 
Rechte der Bürger eine immer größere Bedeutung ge-
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